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sationen sind verpflichtet, das Kollektiv der Werk­
tätigen bei der Erziehung und Wiedereingliederung des 
Haftentlassenen zu unterstützen.

(5) Entzieht sich der Verurteilte böswillig den fest­
gelegten Erziehungsmaßnahmen, wird er nach § 238 
bestraft.

Aufenthaltsbeschränkung
§51

(1) Die Aufenthaltsbeschränkung kann zusätzlich 
zu einer Freiheitsstrafe und, wenn dadurch die Er­
reichung des Strafzweckes wesentlich gefördert und 
auf eine Bewährungszeit von zwei Jahren erkannt 
wird, auch zusätzlich zu einer Verurteilung auf Be­
währung ausgesprochen werden. Ihre Anordnung 
setzt voraus, daß es zum Schutze der gesellschaftlichen 
Ordnung oder der Sicherheit der Bürger geboten ist, 
den Verurteilten von bestimmten Orten oder Gebieten 
fernzuhalten.

(2) Die Aufenthaltsbeschränkung soll dem Verur­
teilten durch die Beschränkung seiner Freizügigkeit die 
Gelegenheit zur Begehung weiterer Straftaten neh­
men, die Fortsetzung seiner Beziehungen zu Personen, 
die einen schädlichen Einfluß auf ihn ausgeübt haben 
oder auf die er einen schädlichen Einfluß ausgeübt hat, 
verhindern und ihn in eine Umgebung bringen, die 
seiner kollektiven Erziehung und gesellschaftlichen 
Entwicklung dienlich ist.

(3) Die zuständigen staatlichen Organe sind auf 
Grund des Urteils berechtigt, den Verurteilten zum 
Aufenthalt in bestimmten Orten oder Gebieten zu ver­
pflichten.

§52
(1) Durch die Aufenthaltsbeschränkung wird dem 

Verurteilten auf die Dauer von zwei bis fünf Jahren 
der Aufenthalt in bestimmten Orten oder Gebieten 
der Deutschen Demokratischen Republik untersagt. 
In Ausnahmefällen kann das Gericht die Aufenthalts­
beschränkung ohne eine Begrenzung ihrer Dauer aus­
sprechen, wenn dies im Interesse der Aufrechterhal­
tung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in be­
stimmten Orten oder Gebieten erforderlich ist. Neben 
der Verurteilung auf Bewährung darf die Dauer der 
Aufenthaltsbeschränkung die Bewährungszeit nicht 
überschreiten.

(2) Die Dauer der Aufenthaltsbeschränkung kann 
durch Beschluß des Gerichts nach Ablauf von min­
destens einem Jahr verkürzt werden, wenn der Ver­
urteilte sich während dieser Zeit verantwortungsbe­
wußt verhalten und durch besondere Leistungen 
bewährt hat. Die örtlichen Organe der Staatsmacht, 
die gesellschaftlichen Organisationen und unter ihrer


